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Das Musée Rodin, der Louvre und Notre-Dame befinden sich in 

unmittelbarer Umgebung, während der Eiffelturm das Stadtbild 

sichtbar prägt. Das Frühjahrstreffen dort war mit der Mitglie-

derversammlung verbunden. Die vorgesehenen Abstimmungen 

wurden jedoch mit dem Ziel, eine möglichst hohe Beteiligung der 

rd. 460 Mitglieder zu erreichen, auf die Mitgliederversammlung im 

Rahmen des Deutschen Insolvenzverwalterkongresses in Berlin 

im November verlegt. Vor dem Hintergrund der zu erwartenden 

Veröffentlichung des Gesetzesentwurfs zur Errichtung einer In-

solvenzverwalterkammer ist dieses Vorgehen nach Auffassung des 

Verfassers nachvollziehbar und sachgerecht. Im Mittelpunkt der 

Pariser Veranstaltung standen neben berufsrechtlichen Frage-

stellungen, der Reform des Verbraucherinsolvenzverfahrens sowie 

aktueller Rechtsprechung zum Insolvenzanfechtungsrecht  – wie 

bei einer Tagung in Paris nicht anders zu erwarten – auch euro-

päische Themen. Dazu zählten insbesondere die Fortschritte im 

europäischen Harmonisierungsprozess, das Berufsrecht in Frank-

reich sowie die Rechtsdurchsetzung im europäischen Ausland. An 

der Veranstaltung nahmen rd. 70 Teilnehmerinnen und Teilnehmer 

teil. Wie stets überwog die Freude der Mitglieder, sich im vertrau-

ten Kreis fachlich austauschen zu können und zugleich den Blick 

auf die Zukunft einer modernen Insolvenzverwaltung zu richten. 

Dabei standen die europäischen Harmonisierungsbestrebungen 

vor dem Hintergrund eines weiterzuentwickelnden Binnenmarkts 

zur Stärkung der Europäischen Union als Ganzes im besonderen 

Fokus – ein Aspekt, dessen Bedeutung auch im Insolvenzrecht 

nicht zu unterschätzen ist. In diesem Sinne: Vive la France.

Tagungshotel war das Les Jardins de Saint-Dominique im 7. Ar-

rondissement im Stadtteil Saint-Germain, wo sich Beirat und 

 Vorstand des VID ab dem Mittag trafen. Die ordentliche Mitglie-

derversammlung fand anschließend statt. Nach der Begrüßung 

durch den VID-Vorsitzenden RA Dr. Christoph Niering wurden die 

Ergebnisse der verschiedenen Arbeitskreise (Internationales, 

 Eigenverwaltung, Betriebswirtschaft, Vergütung, Berufsrecht) 

von den Ausschussvorsitzenden zusammengefasst. Es wurde 

nochmals darauf hingewiesen, dass der Verband von der Mitarbeit 

aller Mitglieder lebt. Die Arbeitskreise stehen jedem Mitglied 

 offen. Vor dem Hintergrund, dass die Veranstaltungen online 

durchgeführt werden, bestehe eine gut umsetzbare Möglichkeit, 

eigene Vorstellungen einzubringen. 

Ab 18 Uhr wurde in dem wunderschönen Garten der herrschaft-

lichen Villa mitten in Paris zu einem typischen Pariser Champa-

gnerempfang geladen, der den Abend stimmungsvoll einleitete. Es 

herrschte eine besondere Atmosphäre, in der man langjährige 

Kolleginnen und Kollegen wiedertraf und die Erfahrungen der ver-

gangenen Zeit austauschte. Besonders hervorzuheben war in die-

sem Jahr die Erweiterung des Teilnehmerkreises um Nichtmitglie-

der. Christoph Niering richtete zudem einen besonderen Dank an 

die französischen Gastgeber, die diese Einladung ermöglicht hat-

ten. Er betonte, dass es keineswegs selbstverständlich sei, in Paris 

eine derart herzliche Aufnahme zu erfahren. Gegen 19 Uhr erfolg-

te der Aufbruch in das fußläufig erreichbare Restaurant Mon 

Square, ein stilvolles Haus mit Außenplätzen und Blick auf den 

Park sowie die Basilika Sainte-Clotilde. Der Abend bot einen kuli-

narischen Hochgenuss und bildete einen gelungenen Ausklang der 

Veranstaltung, geprägt von anregenden Gesprächen, die vielfach 
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Paris. Die diesjährige Frühjahrstagung des Verbands der Insolvenzverwalter und Sachverwalter Deutschlands (VID) fand im 

vertrauten Kreis der Mitglieder und nunmehr auch offen für interessierte Gäste und Nichtmitglieder am 23. und 24.04.2026 mit 

70  Teilnehmern statt – wie alle drei Jahre im europäischen Ausland – dieses Mal bei bestem Wetter (22 Grad und strahlend blauer 

Himmel) in Paris. Den fachlichen Teil bestimmten u. a. berufsrechtliche Fragestellungen, eine Reform des Verbraucherinsolvenz-

verfahrens, die aktuelle Rechtsprechung zum Insolvenzanfechtungsrecht und der europäische Harmonisierungsprozess.

Text: Rechtsanwalt Henning Sämisch, SHNF

VID-Vorsitzender RA Dr. Christoph Niering
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auch über den fachlichen Tellerrand hinausführten. Ein fantasti-

scher Abend, der dank der Geschäftsstelle des VID um Dr. Andreas 

Kästner, Manuela Doss und Alexander Molter sowie die zum VID 

zurückgekehrte Judith Berg perfekt organisiert war. 

Das Fachprogramm der Tagung, dessen Moderation sich Vor-

stand und Beirat teilten, begann am 24.04.2026 mit der Begrü-

ßung durch den Vorsitzenden Christoph Niering – ganz im Lichte 

der fortschreitenden Harmonisierung des Insolvenzrechts in Euro-

pa. Vor dem Hintergrund der aktuellen geopolitischen Herausfor-

derungen träten gesetzgeberische Initiativen im deutschen Insol-

venzrecht aufgrund anderweitiger politischer Prioritäten derzeit 

in den Hintergrund. Dies bedeute jedoch nicht, dass die Harmoni-

sierungsrichtlinie, deren Umsetzung von erheblicher Relevanz für 

die Vertiefung des Binnenmarkts – insbesondere durch die Förde-

rung der Kapitalmarktunion und die Schaffung eines einheitlichen 

Rechtsrahmens – ist, nicht oder nur verzögert umgesetzt werden 

wird. Wie immer finde der VID als verlässlicher, sachlicher und ver-

antwortungsbewusster Diskussionspartner Gehör im BMJV sowie 

bei parlamentarischen Abenden, zuletzt bei der ggf. anstehenden 

Reform des Verbraucherinsolvenzverfahrensrechts. 

Bedeutung und Folgen der 
Harmonisierungsrichtlinie

Den Start des eigentlichen Fachprogramms bildete die Podiums-

diskussion über die europäische Richtlinie zur Harmonisierung des 

Insolvenzrechts mit Prof. Dr. Christoph G. Paulus,  Berlin, und 

Christophe Thevenot, Paris, mit der Vorstellung des aktuellen 

Stands von RA Dr. Robert Hänel zur Harmonisierungsrichtlinie und 

deren Gesetzgebungsstand. Sie wurde am 11.12.2025 durch den 

Rechtsausschuss des EU-Parlaments in Form des Kompromiss-

textes angenommen und werde tiefgreifende Veränderungen im 

deutschen Insolvenzrecht mit sich bringen, wobei sich die Frage 

stelle, in welchem Umfang dies geschieht. Die Richtlinie (EU) 

2026/799 des Europäischen Parlaments und des Rates zur Harmo-

nisierung bestimmter Aspekte des Insolvenzrechts ist schließlich 

am 30.03.2026 verabschiedet worden. Der VID bewertet es als 

Ergebnis erfolgreicher Lobbyarbeit, dass der ursprünglich vorge-

sehene Titel zu verwalterlosen Insolvenzverfahren bei kleinen 

und mittleren Unternehmen gestrichen wurde. Dieser Ansatz hät-

te bekanntermaßen zur Folge gehabt, dass rd. 85 % der Insolvenz-

verfahren innerhalb der EU ohne Beteiligung eines Insolvenzver-

walters hätten abgewickelt werden müssen.

Die folgende Präsentation und Diskussion behandelte die ein-

zelnen Titel der Richtlinie: Titel I: Allgemeine Bestimmungen, 

Titel II: Insolvenzanfechtung, Titel III: Nachverfolgung von Ver-

mögenswerten der Insolvenzmasse, Titel IV: Pre-pack-Verfahren 

(vorbereitete Unternehmensverkäufe), Titel V: Pflicht der Ge-

schäftsleiter zur Insolvenzantragstellung und Haftung, Titel VI: 

Abwicklung insolventer Kleinstunternehmen, Titel VII: Gläubiger-

ausschuss, Titel VIII: Transparenzmaßnahmen im nationalen 

 Insolvenzrecht und Titel IX: Schlussbestimmungen. Ziel sei eine 

Mindestharmonisierung, um Effizienz und Vorhersehbarkeit von 

Insolvenzverfahren in der EU zu verbessern. Die Beschränkung auf 

die Mindestharmonisierung war dem Umstand geschuldet, dass 

man beispielsweise bei der Befriedigungsreihenfolge und den 

 Insolvenzgründen vermutlich keine Einigung erzielen würde. 

Christoph Paulus stellte nochmals klar, dass allein wegen der 

Stärkung des Binnenmarkts und der Kapitalmarktunion bei jedem 

Einzelnen die Erkenntnis reifen müsse, sich selbst mit dem Behar-

ren auf nationalstaatlichen Regelungen zurückzunehmen. 

 Bei den Anfechtungsklagen (Avoidance Actions) habe man 

eine weitgehende Einigkeit erzielt. Die Richtlinie lässt Spielraum 

für die Umsetzung in jedem Mitgliedstaat. Die weitgehende Eini-

gung sei u. a. den Vorarbeiten der europäischen Arbeitsgruppe um 

die Professoren Reinhard Bork und Michael Veder geschuldet. Der 

Titel lässt beispielsweise Raum für die Privilegierung bei Sozial-

versicherungsbeiträgen. Fraglich sei, ob in Deutschland über-

haupt Anpassungsbedarf besteht. Paulus wies darauf hin, dass 

zukünftig der EuGH das letzte Wort haben wird. Ein weitgehend 

von Einigkeit geprägtes Ziel werde mit der Vermögensaufklärung 

(Asset Tracing) erreichbar. Eigentlich sei die Notwendigkeit der 

Ermittlung von Vermögenswerten innerhalb der EU eine Selbst-

verständlichkeit, die Angleichung sei aber überfällig gewesen. 

Vielleicht seien dann auch deutsche Normen wie etwa §  32a AO 

einer europarechtlichen Überprüfung zu unterziehen. Darüber 

hinaus schaffe die umzusetzende Richtlinie eine Rechtsgrundlage 

für Zugriffe auf Daten und Informationen von Dritten bzw. ermög-

liche Auskunftspflichten von Dritten. Der Titel zum Pre-pack-

Verfahren aus Vorbereitungs- und Liquidationsphase könnte für 

das deutsche Recht eine weitgehende Neuerung bedeuten. Zen-

trale Prinzipien seien der marktgerechte Verkauf (bestes Ange-

bot), die gerichtliche Kontrolle oder Gläubigerzustimmung, die 

Möglichkeit öffentlicher Auktionen und der Erwerb regelmäßig 

ohne Übernahme von Schulden. Christoph Paulus sieht im Pre-

pack-Verfahren eine wesentliche Gefahrenquelle. Insbesondere 

kritisierte er, dass diese Verfahrensform ohne nennenswerte Ein-

Christophe Thevenot RA Dr. Robert HänelProf. Dr. Christoph G. Paulus
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flussmöglichkeiten der Gläubiger bei zugleich nur eingeschränk-

ter gerichtlicher Kontrolle und ohne einen gestaltend eingreifen-

den Insolvenzverwalter geeignet sei, erhebliche Unruhe im Markt 

zu erzeugen. Vor allem die Marktmacht einzelner Marktteilneh-

mer könne hierbei eine problematische Rolle spielen. Strate-

gische Maßnahmen wie feindliche, gut koordinierte Übernahmen, 

denen kein tatsächlicher Mehrwert für die Gläubigerinteressen 

gegenübersteht, würden durch das Pre-pack-Verfahren deutlich 

erleichtert. Die Pflichten der Geschäftsleiter sind im Mindestmaß 

geregelt. Die Verantwortlichkeit der Geschäftsleitung bleibe in-

sofern weit hinter dem deutschen Recht zurück. Vor dem Hinter-

grund, dass anderswo beispielsweise eine strafrechtliche Verant-

wortlichkeit für Insolvenzverschleppung nicht bekannt ist, sei 

das niedrige Haftungsniveau der Richtlinie nachvollziehbar. Die 

Vorgaben im Titel zum Gläubigerausschuss entsprächen weitge-

hend dem deutschen Recht. 

Vorschläge für eine Reform des 
Verbraucherinsolvenzverfahrens

Danach ging es weiter mit einem Referat von Christoph Niering 

über die Reformvorschläge zur Vereinfachung des Verbraucherin-

solvenzverfahrens. Die Ausgangssituation zeigt eine hohe Anzahl 

von Verbraucherinsolvenzverfahren (über 70.000 jährlich). Die 

Schuldner sind überwiegend vermögenslos, die Verfahren sind zu-

dem häufig staatlich finanziert (Verfahrenskostenstundung) und 

die Strukturen sind seit über 25 Jahren weitgehend unverändert. 

Die hohe Bürokratie und geringe Barrierefreiheit führten zu lan-

gen Verfahrenszeiten. Die zentralen Probleme des bestehenden 

Systems lägen insbesondere in den hohen Antragshürden. Die für 

eine Antragstellung erforderlichen Formulare seien äußerst um-

fangreich und komplex; so umfasse allein der Insolvenzantrag 

teilweise bis zu 45 Seiten. Diese Unterlagen seien für Schuldner 

ohne fachkundige Unterstützung nur schwer verständlich und 

kaum eigenständig zu bewältigen. Hinzu komme, dass die Schuld-

nerberatung strukturell unterfinanziert ist und keine flächende-

ckende Versorgung gewährleistet werden kann. Einheitliche qua-

litative Standards bestünden bislang nicht, was zu erheblichen 

Unterschieden in der Beratungsqualität führt. Der außergericht-

liche Schuldenbereinigungsversuch sei zudem mit einem hohen 

zeitlichen und organisatorischen Aufwand verbunden, dem häufig 

nur ein geringer praktischer Nutzen gegenübersteht. Dies führe in 

der Praxis zu langen Wartezeiten für die Betroffenen. Auch aufsei-

ten der Insolvenzgerichte bestehen erhebliche strukturelle Defi-

zite. Personalmangel sowie demografische Belastungen münde-

ten in steigenden Bearbeitungszeiten. Diese Entwicklung werde 

durch eine nur schleppend voranschreitende Digitalisierung zu-

sätzlich verstärkt, sodass insgesamt erhebliche Effizienzprobleme 

in Insolvenzverfahren festzustellen sind. Als Reformkonzept 

schlägt Christoph Niering ein Verfahren in vier Phasen zur Verein-

fachung, Digitalisierung und Effizienzsteigerung vor. 

 Die Grundprinzipien sieht der Referent wie folgt: Das Verfah-

ren läuft in Form einer vollständigen Digitalisierung ab, was Ge-

richte und Schuldnerberatung entlasten und Bürokratie abbauen 

soll. Die Konzentration der Durchführung liege beim Insolvenz-

verwalter. Die vier Phasen im neuen Modell: Für den Schuldner ist 

ausschließlich die digitale Antragstellung möglich. Es sollen 

deutlich vereinfachte, verständliche Formulare zur Verfügung ge-

stellt werden. Es ist nur die Nutzung strukturierter Daten gestat-

tet. Es soll eine barrierearme Gestaltung (z. B. einfache Sprache, 

mobile Nutzung) gewählt werden. Für die Schuldnerberatung gilt, 

dass es weiterhin eine Pflichtberatung geben soll, diese aber ge-

zielt eingesetzt werden soll. Es wird die Einführung eines Ampel-

systems (einfach – mittel – komplex) geprüft werden. Es soll zu 

einer Priorisierung gut vorbereiteter Anträge kommen. In geeig-

neten Fällen soll ein möglicher Verzicht auf einen zwingenden 

außergerichtlichen Einigungsversuch erwogen werden. Das In-

solvenzgericht erhält geprüfte und nur digitale Anträge. Es trifft 

zentrale Entscheidungen (Eröffnung, Restschuldbefreiung, Be-

stellung Verwalter). Es soll eine starke Reduzierung der laufenden 

Beteiligung erfolgen. Das Gericht greift nur noch bei Streitfällen 

ein. Der Insolvenzverwalter übernimmt nahezu die vollständige 

Verfahrensabwicklung. Die Berichtspflicht besteht nur noch ge-

genüber Gläubigern. Erweiterte Kompetenzen (z. B. Anträge auf 

Versagung der Restschuldbefreiung) werden dem Verwalter über-

tragen. Es soll dafür zudem zu einer Anpassung der Vergütung für 

den Verwalter kommen. Im Ergebnis führe dies zu einer deutlichen 

Stärkung der Rolle des Verwalters. 

Die Vorschläge sind nicht vor Kritik gefeit. RiAG a. D. Prof. Dr. 

Hans-Ulrich Heyer, Obmann des VID, wies darauf hin, dass die Ge-

richte aktuell die Bearbeitung der übertragenen Verfahren auch zur 

Bewertung der einzelnen Verwalter heranziehen. Bei einer Straf-

fung des Verfahrens würde diese Erkenntnisquelle wegfallen. Die 

Vorschläge finden auch nicht die uneingeschränkte Zustimmung 

z. B. des BAKinso, da die gerichtliche Kontrolle kaum mehr möglich 

sei. Zudem könnten verfassungsrechtliche Bedenken bestehen, 

heißt es in der Kritik. Allerdings ist man sich weitgehend einig, dass 

Kongresse & Tagungen

Nicolas SavaryRA Jens Wilhelm V Dr. Christine Klein 
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eine Verschlankung und ein Effizienzgewinn erforderlich sind, wo-

bei diese aber auch anders, etwa durch Ausschlussfristen für An-

meldungen etc., erreicht werden können. Im Anschluss berichtete 

Hans-Ulrich Heyer als Obmann des VID über seine Tätigkeit im zu-

rückliegenden Jahr. Es habe eine geringe Anzahl von Beschwerden 

über Insolvenzverwalter (VID-Mitglieder) gegeben, die allesamt 

ausgeräumt werden konnten. Dennoch wurde die mangelnde Kom-

petenz in der Kommunikation festgestellt und angeregt, dass mehr 

Fortbildungen auch in diesem Bereich geboten sind (siehe dazu das 

Interview im Anschluss an den Kongressbericht). 

Grundzüge und Haftung des 
französischen Insolvenzrechts 

Der nächste Vortrag stand ganz im Sinne der Veranstaltung in 

Frankreich zum französischen Insolvenzrecht durch die franzö-

sisch-deutsche Kanzlei QIVE – hier vertreten von Dr. Christine 

Klein. Die Themen waren Supply-Chain-Risiken und Haftung im 

französischen Insolvenzrecht. Der Darstellung liegt im Wesent-

lichen die Ausgangssituation einer wirtschaftlichen Abhängigkeit 

zugrunde. Die Präsentation beschrieb typische Lieferkettenrisi-

ken bei Single-Source-Beziehungen: Deutsche Unternehmen sind 

häufig von einem einzigen französischen Zulieferer abhängig. Die 

Diversifikation ist oft erschwert durch hohen Preisdruck und lange 

Investitionszyklen. Die Branchen im Strukturwandel (z. B. Auto-

motive, Schwerindustrie) sind besonders betroffen. Die Folge: 

Wirtschaftliche Krisen des Zulieferers gefährden unmittelbar die 

Lieferfähigkeit. Die Idealvorstellung wäre laut der Referentinnen 

der geordnete Ausstieg aus der Lieferbeziehung ohne zusätzlichen 

Kosten sowie eine gesicherte Lieferung bis Vertragsende. Die Re-

alität sehe jedoch anders aus: Der Kunde muss Zulieferer oft finan-

ziell stützen. Die Produktion erfolge nur gegen zusätzliche Finan-

zierung. Das Risiko bestehe in der Insolvenz, in Streiks und in 

Lieferausfällen. Die wirtschaftliche Abhängigkeit führe also zu 

bedeutenden strategischen Risiken.

 In Frankreich bestünden im Gegensatz zum deutschen Recht 

erhebliche Haftungsrisiken (»Liability through Influence«). Das 

zentrale Konzept des französischen Rechts gehe davon aus, dass, 

wer sich zu stark einmischt oder finanziell unterstützt, selbst haf-

ten kann. Im Arbeitsrecht bestehe das Risiko der Mit-Arbeitgeber-

Eigenschaft (»co-emploi«) mit der Folge der Haftung für Arbeitneh-

meransprüche (z. B. Sozialpläne). Im Insolvenz- und Deliktsrecht 

könne eine faktische Geschäftsführerhaftung begründet sein, wenn 

durch tatsächliche Einflussnahme auf die Geschäftsführung eine 

Leitungsfunktion ausgeübt wird. In solchen Fällen kämen insbe-

sondere Haftungsansprüche wegen Insolvenzschäden, aufgrund 

der Verschleppung der Insolvenzantragstellung sowie wegen der 

Vertiefung bestehender Überschuldung in Betracht.

Diese Haftungsrisiken beschränkten sich dabei nicht auf formell 

bestellte Organpersonen oder konzernangehörige Unternehmen. 

Vielmehr könnten sie auch externe Geschäftspartner treffen, sofern 

diese faktisch unternehmerische Entscheidungen beeinflussen 

oder maßgeblichen steuernden Einfluss auf die Geschäftsführung 

ausüben. Die Streikkultur sei als zusätzlicher Risikofaktor zu be-

trachten. Das Streikrecht sei in Frankreich verfassungsrechtlich 

geschützt. Streiks würden teilweise strategisch eingesetzt, insbe-

sondere bei Abhängigkeiten, und zwar mit dem Ziel, Druck auf Kun-

den zur finanziellen Unterstützung auszuüben. Die Kunden würden 

bewusst in eine haftungsauslösende Rolle gedrängt.

Dr. Marjolaine Jakob aus Zürich zugeschaltet
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Weiter ging es im Vortrag mit den französischen Verfahren. Das 

Conciliation-Verfahren ist das zentrale Instrument des franzö-

sischen Insolvenzrechts. Es ist eigentlich kein Insolvenzverfah-

ren, sondern ein präventives, vertrauliches Verfahren mit dem Ziel 

der Sanierung bei fortbestehendem Unternehmen (Going Con-

cern). Wesentliche Merkmale sind ein Antrag nur durch Schuldner, 

keine Entmachtung der Geschäftsführung, strenge Vertraulich-

keit, eine Dauer von maximal fünf Monaten und ein gerichtlich 

bestellter Vermittler (»Conciliateur«). Vorteile seien der Vorrang 

für neue Finanzierungen (»fresh money«) sowie eine mögliche haf-

tungsbegrenzende Wirkung bei gerichtlicher Bestätigung. Die 

praktische Bedeutung der Conciliation liege in der Ermöglichung 

strukturierter Verhandlungen ohne öffentlichen Druck, in redu-

zierten Haftungsrisiken und in der finanziellen Unterstützung. Es 

erlaube eine abgesicherte Finanzierung (z. B. über Treuhandlösun-

gen) und könne zur Stabilisierung der Lieferbeziehung beitragen. 

Als Fazit kann festgehalten werden, dass das französische Recht 

erhöhte Haftungsrisiken bei wirtschaftlicher Einflussnahme vor-

sieht. Dies ist dem deutschen Recht nur in Ausnahmen bekannt und 

verwundert nach deutscher Sichtweise. Gerade in Lieferketten 

kann sich das Insolvenzrisiko eines Unternehmens auf Geschäfts-

partner übertragen. Die Conciliation ist das zentrale Gegeninstru-

ment, um Risiken zu begrenzen und Sanierungen strukturiert 

durchzuführen. Sie stellt die systemische Antwort auf die »Liabili-

ty through Influence«-Doktrin dar. Für die anwesenden Mitglieder 

war es erfrischend, einen Blick aus der Bubble des jeweiligen nati-

onalen Insolvenzrechts zu werfen. Bei grenzüberschreitenden 

Verfahren nach den eingangs geschilderten Sachverhalten ist da-

her dringend Hilfe der französischen Kollegen angeraten. 

Berufsrecht in Frankreich 
und in Deutschland

Nach der Kaffeepause berichteten RA Michael Bremen, RA 

Jens Wilhelm V und Nicolas Savary über das neue Berufsrecht in 

Deutschland. Der französische Kollege stellte das dortige Berufs-

recht dar – ein interessanter Vergleich. Savary, Mandataire Judi-

ciaire, begann mit der Darstellung des französischen Insolvenz-

rechts. Der Vortrag wurde vom französischen Kollegen auf 

Deutsch gehalten. Die Leistungsmechanismen des französischen 

Systems seien geprägt durch einen hohen Grad an Professionali-

sierung. In Frankreich sei ein streng regulierter Zugang zum Beruf 

(lange Ausbildung, Prüfungen, Praktika) vorhanden. Es existiere 

eine universitäre Ausbildung mit jeweiliger Abschlussprüfung, 

um eine Zulassung zu erhalten. Das französische Recht erkenne 

damit in jedem Fall die Tätigkeit als eigenständigen Beruf an. Es 

finden regelmäßige Kontrollen (alle drei Jahre fachlich, alle sechs 

Monate finanziell) statt. Es gibt eine einheitliche, staatlich gere-

gelte Vergütung. Es ist eine Mindestvergütung von bis zu 5000  Euro 

pro Verfahren vorhanden, die daher vermutlich eine Kosten deckung 

eines jeden Verfahrens ermöglicht. Bei mehr verwalteter Masse 

gebe es auch – ähnlich wie in Deutschland – ein Mehr an Vergü-

tung. Ziel ist ein hohes Systemvertrauen durch Standardisierung 

und Kontrolle. Bei der institutionellen Struktur besteht eine 

Trennung der Rollen seit 1985, und zwar in einen Administrateur 

Judiciaire (AJ), der Unternehmensführung/Sanierung betreibt, 

und einen Mandataire Judiciaire (MJ), der die Gläubigervertre-

tung übernimmt. Insgesamt diene diese Aufteilung der Vermei-

dung von Interessenkonflikten.

Betreut werden Insolvenzverfahren durch spezielle Handels-

gerichte, die mit ehrenamtlichen, wirtschaftserfahrenen Rich-

tern (keine Juristen) besetzt sind. Es handelt sich dabei um eine 

lange Tradition. Die Folge ist eine starke Praxisnähe und wirt-

schaftliche Expertise. Dem französischen Recht liegt ein Präven-

tionssystem zugrunde. Der Schwerpunkt fokussiere sich auf früh-

zeitige Krisenbewältigung. Als Instrumente sind in Frankreich 

das Mandat ad hoc und die Conciliation eingeführt. Die Folge ist 

ein deutlicher Anstieg präventiver Verfahren (+61 % seit 2019). 

Die Prävention stellt sich in der Regel wesentlich günstiger dar als 

ein Insolvenzverfahren.

Als Kritik und Grenzen des Systems führte der französische 

Kollege die Höhe gerichtlicher Kontrolle an, denn viele Maßnah-

men bedürfen richterlicher Genehmigung. Dies führe zu geringe-

rer Flexibilität und langsameren Verfahren – im Gegensatz zu 

Deutschland, wo mehr Autonomie des Verwalters vorherrschen 

würde. Weiter sei die Dualität der Berufe kritisch zu betrachten, 

denn die Trennung AJ/MJ könne ineffizient wirken. Es handle sich 

um ein historisch gewachsenes System. Kritisch sei auch die ter-

ritoriale Konzentration zu betrachten. In Frankreich sei eine star-

ke Konzentration von Insolvenzverwaltern in Metropolregionen 

zu erkennen. Dies erschwere den Zugang zum Recht in ländlichen 

Gebieten mit der Folge struktureller Regulierung und sinkender 

Honorare. Im Vergleich von Frankreich zu Deutschland kann fest-

gehalten werden, dass Kontrolle vs. Autonomie in Frankreich zu 

einem stärkeren Gläubigerschutz geführt hat. Die Folge ist eine 

Kongresse & Tagungen

Anja Droege Gagnier Alice van der ScheeRA Michael Bremen
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geringere Geschwindigkeit. In Deutschland liegen eine größere 

Eigenständigkeit sowie eine deutlich höhere Reaktionsgeschwin-

digkeit des Verwalters vor. Frankreich setzt auf Regulierung, Kon-

trolle und standardisierte Verfahren. In Deutschland herrscht 

somit ein stärkeres Vertrauen in den einzelnen Insolvenzverwal-

ter. Es gab anerkennenden Applaus für den Vortrag und für die 

deutschen Sprachkenntnisse des Kollegen. Dies führte zu der Be-

merkung, dass vermutlich keiner der deutschen Kollegen in der 

Lage wäre, einen solchen Vortrag auf Französisch zu halten. 

Vor der Mittagspause stellte Michael Bremen nochmals das 

deutsche Recht im Vergleich zum französischen Recht dar und be-

dauerte, dass es dem BMJV noch nicht gelungen ist, den lang an-

gekündigten Entwurf über die Insolvenzverwalterkammer zur 

Veröffentlichung gelangen zu lassen, um in die Organisation der 

Selbstverwaltung zu starten. Das Vorhaben ist längst überfällig. 

Hinter den Kulissen werde vermutlich mit Macht die Einbindung in 

die BRAK vorangetrieben. Im Gegensatz zu Frankreich umfasst der 

Beruf des Insolvenzverwalters im deutschen Recht mehrere Funk-

tionen, und zwar Insolvenzverwalter, Sachwalter (Eigenverwal-

tung), Treuhänder (Verbraucherinsolvenz), Restrukturierungsbe-

auftragter und Sanierungsmoderator (StaRUG). Es existiert 

bekanntermaßen kein einheitlich kodifiziertes Berufsrecht für 

Insolvenzverwalter. Die Zulassung zum Beruf (de lege lata) ist 

ausschließlich in §  56 InsO geregelt, wonach eine »geeignete, 

geschäftskundige und unabhängige natürliche Person« durch die 

Auswahl des Gerichts im Einzelfall bestellt wird – im Ergebnis also 

eine sehr geringe formale Zugangsvoraussetzung. Praktisch sind 

Vorauswahllisten zur schnelleren Bestellung und zur Erfassung 

von Informationen zur Eignung vorhanden. Das Problem dabei sei, 

dass es keine einheitlichen Kriterien gibt. Im Ergebnis sind unter-

schiedliche Anforderungen je Gericht vorhanden mit der Folge 

eines uneinheitlichen Zulassungssystems. Als Status quo zeigten 

sich erhebliche strukturelle Defizite. Diese resultierten insbe-

sondere aus dem Fehlen einheitlicher Standards für Auswahl und 

Bestellungskriterien, der weitreichenden Entscheidungsfreiheit 

des jeweils zuständigen Richters sowie aus der hohen Anzahl von 

Insolvenzgerichten mit derzeit rd. 190 Insolvenzgerichten. Diese 

Rahmenbedingungen führten zu einer uneinheitlichen Verfahrens-

praxis und beeinträchtigen Transparenz, Vergleichbarkeit und 

Effizienz des Insolvenzverfahrens. Unter Bezugnahme auf euro-

parechtliche Implikationen sei die Anwendung der EU-Dienstleis-

tungsrichtlinie ungeklärt. Die Umsetzung der Restrukturierungs-

richtlinie sei laut Bremen teilweise zweifelhaft. Die Beschränkung 

auf nat. Personen könnte unionsrechtlich kritisch sein. Insgesamt 

herrsche Rechtsunsicherheit im europäischen Kontext.

Im Vergleich zu Frankreich zeigt sich ein Modell mit hoher Au-

tonomie, aber geringer Regulierung. Dabei liegt es auf der Hand, 

dass Frankreich in Bezug auf die Stellung des Insolvenzverwalters 

als unabhängige Person einen Schritt weiter ist. Dies ist auch im 

Rahmen der voranschreitenden Harmonisierung zu regeln und 

gelingt laut Referent am besten im Rahmen einer Selbstverwal-

tung einer Kammer, die diesen Beruf ausschließlich abbildet. 

Nach dem Vortrag ging es in die verdiente Mittagspause in den 

Garten der Tagungsvilla Les Jardins de Saint-Dominique. Eine 

wunderbare Atmosphäre. 

Forderungsdurchsetzung 
und Vollstreckungen

Am Nachmittag warteten dann noch drei weitere Vorträge. Den 

Aufschlag machte ein Rechtsvergleich bezüglich der Forderungs-

durchsetzung und der Vollstreckungen in den Niederlanden, Frank-

reich und der Schweiz von den Kolleginnen Anja Droege Gagnier 

 (Paris), Alice van der Schee (Utrecht) und Dr. Marjolaine Jakob 

(aus Zürich zugeschaltet). In Frankreich findet die Forderungs-

durchsetzung ohne Titel im Klageverfahren, per einstweiliger Ver-

fügung oder aber im Mahnverfahren statt. Bei Vorhandensein eines 

Titels gilt, dass EU-Urteile automatisch anerkannt sind (EuGVVO). 

RA Dr. Karl-Friedrich Gulbins
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Die Zwangsvollstreckung findet mit Zustellung durch Gerichtsvoll-

zieher statt, als Pfändung auf Bankkonten, Gehältern, Gesell-

schaftsanteilen und Immobilien. Der Schuldner kann Einwendun-

gen beim Vollstreckungsrichter geltend machen. Eine Asset-Suche 

und -Sicherung erfolgt in der Ermittlung durch Zugriff auf zahlrei-

che Register mit Sicherungsmaßnahmen durch Sicherungspfän-

dung und gerichtliche Sicherheiten. Frankreich bietet struktu-

rierte und registergestützte Vollstreckungsmöglichkeiten. Es 

konnte jedoch auch erkannt werden, dass diese Rechtsdurchset-

zung viel Zeit in Anspruch nimmt und vor allen Dingen erhebliches 

Honorar (Stundenbasis) beansprucht. Die Rechtsverfolgung ist 

trotz der aktuellen Defizite in Deutschland günstiger und effektiver. 

In den Niederlanden erfolgt die Forderungsdurchsetzung ohne 

Titel im Klageverfahren und es gibt die Möglichkeit einer vorläu-

figen Pfändung im Rahmen einer einstweiligen Verfügung und 

eines vereinfachten Mahnverfahrens (bis 25.000 Euro). Mit Titel 

sind EU-Urteile direkt vollstreckbar. Die Zwangsvollstreckung 

erfolgt durch Gerichtsvollzieher. Eine Pfändung von beweglichem 

und unbeweglichem Vermögen ist möglich. Es besteht grundsätz-

lich die Möglichkeit eines Insolvenzantrags bei Nichtzahlung. Die 

Asset-Suche und -Sicherung erfolgt mit Registerzugriff (Handels-

register, Grundbuch etc.). Die Sicherung kann durch vorläufige 

oder endgültige Pfändung erfolgen. Das System ist flexibel und 

geprägt von starken Sicherungsinstrumenten bereits vor der Titu-

lierung. In der Schweiz erfolgt die Forderungsdurchsetzung in 

einer Kombination aus Zivilverfahren und Vollstreckungssystem 

nach dem Bundesgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs 

(kurz: SchKG). Als Instrumente sind ein Betreibungsverfahren, 

ein Rechtsöffnungsverfahren und ein Arrestverfahren (Siche-

rungsmaßnahmen) vorhanden. Das Vollstreckungssystem ist ei-

genständig strukturiert. Der Ablauf der Vollstreckung erfolgt in 

verschiedenen Schritten, und zwar in der Einleitung durch Betrei-

bungsbegehren, dem Zahlungsbefehl, ggf. Rechtsvorschlag, der 

Beseitigung durch Rechtsöffnung oder Klage und der Fortsetzung 

zur Vollstreckung oder Konkurs. Es bestehen die Möglichkeiten 

der Ermittlungen über Behörden (Banken, Steuerbehörden etc.) 

und der Recherchen über Register. Es gibt aber kein zentrales Re-

gister für Bankkonten oder Aktien und die Vollstreckung für aus-

ländische Gläubiger ist erschwert. Besondere Probleme in der 

Schweiz bestehen, weil die Anerkennung ausländischer Entschei-

dungen erforderlich ist, Anfechtungsansprüche schwer durch-

setzbar sind und faktisch eine eingeschränkte Vollstreckbarkeit 

ausländischer Urteile vorherrscht. Im Ergebnis stellt die Schweiz 

höhere Hürden für eine grenzüberschreitende Durchsetzung auf. 

Als Kernaussage kann für Frankreich festgehalten werden, dass 

ein stark formalisiertes, registergestütztes Vollstreckungssys-

tem vorhanden ist. Für die Niederlande gilt, dass eine flexible 

Durchsetzung mit effektiven Sicherungsinstrumenten möglich 

ist. In der Schweiz gibt es ein eigenständiges System mit struktu-

riertem Ablauf, aber höheren Hürden im internationalen Kontext. 

Besonderheiten im 
(Insolvenz-)Arbeitsrecht

Direkt im Anschluss wurden die Teilnehmer über die aktuellen 

Entwicklungen des insolvenznahen Arbeitsrechts informiert. RA Dr. 

Karl-Friedrich Gulbins trug in einem zu dieser Zeit notwendig er-

frischenden Vortragsstil vor. Schwerpunkt waren die Themenberei-

che Zugang von Kündigungen, Annahmeverzug des Arbeitgebers 

bei unwirksamen Kündigungen, Urlaubsansprüche und Freistellun-

gen, insolvenzrechtliche Besonderheiten, Massenentlassungen, 

Betriebsänderungen und Erwerberkonzept. Unter Vorstellung der 

Entscheidung des BAG vom 30.01.2025 (2 AZR 68/24) wurde dar-

gestellt, dass ein Einwurfeinschreiben bei Kündigungen gefährlich 

ist. Zugang von Willenserklärungen (insbesondere Kündigungen) 

i. S. d. §  130 BGB liegt vor, wenn die Erklärung in den Machtbereich 

des Empfängers gelangt und Kenntnisnahme möglich ist. Ein Ein-
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wurfeinschreiben ist kein sicherer Zustellnachweis, ein Sendungs-

verlauf allein reicht nicht aus, auch ein Auslieferungsbeleg kann 

problematisch sein (fehlende Details, Fehlwurfrisiko). Daher die 

Empfehlung: Kündigungen persönlich unter Zeugen oder durch Bo-

ten zustellen. Im nächsten Schritt wurden Besonderheiten bei Ur-

laub und Freistellung entsprechend einiger BAG-Entscheidungen 

vom 20.12.2022 (9 AZR 266/20) und vom 31.01.2023 (9 AZR 

456/20) dargestellt. Die Verjährung von Urlaubsansprüchen be-

ginnt erst, wenn der Arbeitgeber seine Mitwirkungspflichten erfüllt 

hat. Bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses beginnt sie erst 

regelmäßig mit dem Jahresende des Ausscheidens. Bei Langzeit-

erkrankung verjährt der Anspruch nach 15 Monaten. Bei Eltern-

zeit gibt es keine Kürzung des Mindesturlaubs. Im Rahmen der 

Freistellung findet die Anrechnung von Urlaub nur bei Fortzah-

lung der Vergütung statt, andernfalls liegt keine wirksame Erfül-

lung vor, sodass also Urlaubsansprüche bestehen bleiben. Insol-

venzrechtliche Besonderheit ist z. B., dass die Kündigungsfrist im 

Insolvenzverfahren bei maximal drei Monaten liegt (§  113 InsO). 

Die Urlaubsabgeltung kann eine Masseverbindlichkeit sein (BAG 

vom 28.01.2025 – 1 AZR 41/24), sobald der Arbeitgeber unwider-

ruflich freigestellt hat. Die unwiderrufliche Freistellung reicht 

jedoch nicht, solange noch die Möglichkeit verbleibt, den Betrieb 

eingeschränkt fortzusetzen. Die Freistellung ohne Vergütung 

führt nicht zur Erfüllung von Urlaubsansprüchen. Arbeitsrechtli-

che Ansprüche behalten hohe Relevanz im Insolvenzverfahren. 

Der Urlaubsabgeltungsanspruch wird als Neumasseverbindlich-

keit gewertet (ArbG Erfurt vom 10.10.2024 – 1 Ca 1815/23).

Schwierigkeiten bei Massenentlassungen sind allen Teilneh-

mern spätestens seit den Air-Berlin-Entscheidungen geläufig. Als 

Grundproblem gilt, dass Fehler im Anzeigeverfahren nach §  17 

KSchG häufig zur Unwirksamkeit der Kündigung führen. Nach der 

Rechtsprechung des EuGH vom 30.10.2025 (C-134/24 [Tomann]) 

sind Kündigungen erst nach Ablauf der 30-Tage-Frist wirksam. Eine 

fehlende Anzeige kann nicht nachträglich geheilt werden. Fehler 

werden grundsätzlich nicht durch Behördenverhalten geheilt. Es 

bestehen weiterhin eine erhebliche Rechtsunsicherheit und hohe 

Anforderungen an Arbeitgeber. Bei Anzeige- und Konsultationsver-

fahren bleiben äußerste Vorsicht und Sorgfalt geboten. Bei Be-

triebsänderungen ist grundsätzlich eine weite Auslegung zugrunde 

zu legen (sog. Duck-Test). Wirkt ein Vorgang wie eine Betriebsän-

derung, wird er rechtlich häufig auch als solche behandelt. Voraus-

setzung für ein Erwerberkonzept ist das Bestehen einer verbindli-

chen Vereinbarung mit konkreter Umsetzungsabsicht, etwa in Form 

eines Kaufvertrags. Dabei darf insbesondere kein Verstoß gegen 

§ 613a BGB vorliegen. Das Erwerberkonzept ersetzt nicht die Vor-

aussetzungen einer Kündigung. Es muss vielmehr nachvollziehbar, 

schlüssig und konkret ausgestaltet sein. Zudem stellt das Erwerber-

konzept kein Allheilmittel dar, sondern lediglich ein ergänzendes 

Instrument. Es sollte daher sinnvoll mit einem Interessenausgleich 

sowie dem Übertragungsvertrag abgestimmt werden.

 Essenz des Vortrags ist, dass die Zustellung von Kündigungen 

rechtlich risikobehaftet ist und sichere Zustellformen erforder-

lich sind. Das Annahmeverzugsrisiko liegt überwiegend beim Ar-

beitgeber, Urlaubs- und Freistellungsfragen sind komplex und 

stark durch Rechtsprechung geprägt. Massenentlassungen blei-

ben ein Bereich mit hohen Fehler- und Unwirksamkeitsrisiken. 

Erwerberkonzepte sind hilfreich, aber rechtlich begrenzt. Bei 

dem aktuellen Insolvenzgeschehen stehen gerade diese darge-

stellten Fragestellungen im Fokus und waren daher für die anwe-

senden Insolvenzverwalter von großem Nutzen. 

Erkenntnisse und Praxistipps 
aus Anfechtungsprozessen 

Zum Abschluss der Veranstaltung brachte RAin Christine 

 Borries den Teilnehmern anhand der Rechtsprechung richtige 

Wege in der Beweisführung zur erfolgreichen Anfechtung von 

Rechtshandlungen näher. Zunächst wurde statistisch die Anzahl 

der Insolvenzverfahren in Relation zu Insolvenzanfechtungen be-

trachtet. Im Ergebnis lässt sich feststellen, dass die Anzahl der 

Verfahren steigt, aber die Anzahl der Insolvenzanfechtungen 

sinkt. Der Vortrag war in drei Punkte aufgegliedert: Nachweis von 

Zahlungsunfähigkeit, Gläubigerbenachteiligungsvorsatz und 

Kenntnis, prozessrechtliche Fragen und aktuelle Entwicklungen 

im materiellen Anfechtungsrecht. 

 Bei den prozessrechtlichen Fragen standen insbesondere Fra-

gen der Verjährung im Vordergrund: Es gilt grundsätzlich die 

 Regelverjährung nach §§  195, 199 BGB. Dabei liegt der Beginn der 

Verjährung frühestens bei Insolvenzeröffnung und Kenntnis der 

anspruchsbegründenden Umstände. Grob fahrlässige Unkenntnis 

RAin Christine Borries
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liegt nur vor bei schwerem Verstoß gegen Sorgfaltspflichten. Die 

Ermittlungspflichten des Insolvenzverwalters verlangen eine um-

fangreiche Aufklärung anfechtungsrelevanter Sachverhalte durch 

Prüfung von Kontounterlagen, Forderungsanmeldungen und des 

Verhaltens des Schuldners. Diese sind regelmäßig innerhalb von 

circa drei Jahren nach Verfahrenseröffnung abzuschließen. 

Pflichtverletzungen können zur Annahme grober Fahrlässigkeit 

führen. Es ist der Grad des Verschuldens zu berücksichtigen. Dieser 

ist besonders hoch, wenn das Unterlassen weiterer Ermittlungen 

vorliegt, obwohl sich konkrete Verdachtsmomente oder Anfecht-

barkeit hätten aufdrängen müssen. Die Prüfung der Kontoauszüge 

der Hausbank in einem Zeitraum von drei Monaten vor Antragstel-

lung ist zwingend. Es kann aber auch Fälle geben, bei denen es acht 

Jahre bis zur Klage dauern kann und dann weitere sieben Jahre bis 

zur BGH-Entscheidung (so BGH v. 27.07.2023 – IX ZR 138/21). 

Die Abtretung von Anfechtungsansprüchen ist grundsätzlich 

möglich. Es kommt nicht zu einer automatischen Konfusion oder 

der Erlöschung durch Aufhebung des Verfahrens. Es ist zu unter-

scheiden zwischen Verpflichtungs- und Verfügungsgeschäften 

mit unterschiedlichen Rückabwicklungsfolgen. Die Rückabwick-

lung des Verpflichtungsgeschäfts erfolgt nach Bereicherungs-

recht, während das Verfügungsgeschäft nach §  143 InsO rückabge-

wickelt wird. Die internationale Zuständigkeit gibt die Zuständigkeit 

dem Staat, in welchem das Verfahren eröffnet wurde, auch wenn 

der Gegner seinen Sitz im Ausland hat. Bei Steuerschulden ist die 

Staatenimmunität betroffen, da ein hoheitliches Handeln gege-

ben ist. Der BGH hat diese Frage dem EuGH zur Klärung vorgelegt 

(BGH v. 16.01.2025 – IX ZR 60/24).

 Zum aktuellen materiellen Anfechtungsrecht machte die Refe-

rentin folgende Anmerkungen: Für die Anfechtbarkeit ist gemäß 

§ 140 InsO der Zeitpunkt der Rechtshandlung maßgeblich, in dem 

deren rechtliche Wirkungen eintreten. Bloße Vorabreden oder 

schuldrechtliche Absprachen ohne unmittelbare Rechtswirkung 

sind insoweit unbeachtlich. Hat die Rechtshandlung zum maßgeb-

lichen Zeitpunkt noch keine rechtlichen Wirkungen entfaltet, 

scheidet eine Insolvenzanfechtung aus; etwaige Rückabwicklun-

gen sind in diesem Fall bereicherungsrechtlich zu klären. Dies ent-

spricht der Rechtsprechung des BGH vom 12.02.2026 (IX  ZR 

162/24). Und: Gesetzliche Verpflichtungen (z. B. Steuerzahlun-

gen) sind grundsätzlich entgeltlich mit der Folge der Nichtan-

fechtbarkeit nach §  134 InsO, z. B. in den Fällen, wonach Steuern 

auf rechtsgrundlos geleistete Gehaltszahlungen bezahlt werden, 

während bei Steuerzahlungen auf Scheinarbeitsverhältnisse Un-

entgeltlichkeit vorliegt (BGH v. 23.10.2025 – IX ZR 32/24). Ausnah-

men bestehen also nur bei offensichtlich fehlender Rechtsgrund-

lage. Bei ehebedingten Zuwendungen können Zahlungen für den 

Ehepartner teilweise unentgeltlich sein, insbesondere Tilgungs-

leistungen oder Zuwendungen des Alleinverdieners für Kinderbe-

treuung (BGH v. 10.07.2025 – IX ZR 108/24). Auch wirtschaftlich 

darlehensgleiche Leistungen können erfasst sein und zur Anfech-

tung nach §  135 InsO führen. Stundungen können zur Einordnung 

als darlehensähnlich führen. Es ist immer eine einzelfallbezogene 

Bewertung erforderlich (BGH v. 10.07.2025 – IX ZR 189/24).

Als Fazit des Vortrags lässt sich festhalten, dass der Nachweis 

der Zahlungsunfähigkeit von zentraler Bedeutung ist und eine 

 fundierte Liquiditätsanalyse erfordert. Der Gläubigerbenachtei-

ligungsvorsatz ist regelmäßig nicht unmittelbar nachweisbar, 

 sondern überwiegend anhand von Indizien im Rahmen einer Ge-

samtwürdigung festzustellen. Die Rechtsprechung verschärft 

fortlaufend die Anforderungen an Darlegung, Beweisführung und 

Ermittlungspflichten. Vor diesem Hintergrund ist nicht auszu-

schließen, dass die Zahl der Insolvenzanfechtungen im Verhältnis 

zur Gesamtzahl der Verfahren künftig teilweise deutlich zurück-

geht. Zugleich ist davon auszugehen, dass Verfahren kosteninten-

siver werden und sich die Quoten auch aus diesem Grund weiter 

reduzieren. Eine isolierte Betrachtung allein des Anfechtungsgeg-

ners greift dabei zu kurz. Im materiellen Recht zeigen sich zuneh-

mende Differenzierungen, insbesondere im Hinblick auf die Unent-

geltlichkeit von Leistungen, den Zeitpunkt der Rechtshandlung 

sowie die Gesellschafterfinanzierung. Prozessual sind vor allem 

Fragen der Verjährung sowie die Reichweite der Ermittlungspflich-

ten entscheidend für den Erfolg von Anfechtungsklagen.

Der VID zu Gast in Paris: Insgesamt handelte es sich um eine sehr 

gelungene Veranstaltung, die vor dem Hintergrund der Notwendig-

keit einer weiteren Vertiefung des Binnenmarkts, der Stärkung der 

Kapitalmarktunion und der Angleichung der Insolvenzregime er-

neut wichtige Impulse setzte. Viele Teilnehmerinnen und Teilneh-

mer nutzten zudem die Gelegenheit, das Wochenende in einer der 

liebenswürdigsten Hauptstädte Europas zu verbringen. «

Kongresse & Tagungen

Ausklang des Tages im Pariser Restaurant Mon Square


